Statement europäischer NRO zu Monterrey, 13.3.2002

Wo ist die internationale Koalition gegen die Armut?

Europäische Nichtregierungsorganisationen lehnen den „Monterrey-Konsens“ ab

Nur 18 Monate nach dem Millenniumsgipfel der Vereinten Nationen schwinden die Hoffnungen, dass die Weltführer beim globalen Gipfel zur Entwicklungsfinanzierung (18.-22. März in Monterrey, Mexiko) ihre Verpflichtungen zur weltweiten Armutsbekämpfung einlösen werden. Der so genannte „Monterrey-Konsens“ enthält keine konkrete Verpflichtung, die zur Erfüllung der Millenniumsziele bis 2015 notwendigen Finanzmittel beizubringen.

Der Monterrey-Konsens versäumt, die strukturellen Probleme anzusprechen, die der Verwirklichung einer nachhaltigen, auf Geschlechtergleichstellung ausgerichteten und gerechten wirtschaftlichen Globalisierung im Wege stehen. Dieser vermeintliche „Konsens“ wiederholt lediglich die Verheißung, dass weitere Handels- und Investitionsliberalisierungen den privaten Sektor dazu bringen, sich um die Armen der Welt zu kümmern - und dies, obwohl es zunehmend Beweise für das Gegenteil gibt. Unsere Regierungen scheinen nicht bereit zu sein, sich den Herausforderungen von Reformen zu stellen.

Der Monterrey-Konsens ist ein geheuchelter Konsens. Was er tatsächlich widerspiegelt, ist die fehlende Bereitschaft mächtiger Staaten, sich ernsthaft für eine globale Politik zu engagieren, die das Ziel nachhaltiger Entwicklung verfolgt. Die „Übereinkunft“ wurde unter Missachtung vieler progressiver und pragmatischer Vorschläge seitens der Entwicklungsländer und entwicklungspolitischer Nichtregierungsorganisationen durchgesetzt. Ihr unverbindlicher Inhalt reflektiert das Versäumnis der Regierungen, sich über das weitere Vorgehen politisch wirklich zu einigen.

Vom 15. bis 16. März werden sich die Regierungschefs und Mitgliedsstaaten der Europäischen Union in Barcelona treffen. Nichtregierungsorganisationen rechnen dort mit der Veröffentlichung eines in Worten starken, in der Substanz aber schwachen Statements. .

Die Regierungen haben mit dem Monterrey-Konsens ihre Verantwortung, die Welt sicherer und fairer zu machen, nicht wahrgenommen. Hinsichtlich des Terrorismus waren sie in der Lage, in weniger als einem Monat eine internationale Koalition zu gründen. Die Nichtregierungsorganisationen erwarten nun auch die Bildung einer internationalen Koalition gegen die Armut.

Wir, die Vertreter europäischer Nichtregierungsorganisationen, haben den Monterrey-Prozess bisher mit unserer Expertise und unseren Vorschlägen unterstützt. Wir sind überzeugt, dass im Sinne von Porto Alegre „eine andere Welt möglich ist“. Im Lichte des Versäumnisses europäischer Regierungen, über das „business-as-usual“ hinauszugehen, fahren wir nach Monterrey, um dort unsere Ablehnung des Monterrey-Konsenses zu erklären.

Nichtregierungsorganisationen gehen mit dem Ziel nach Monterrey,

· die Weltöffentlichkeit zu informieren über das Versäumnis der Regierungen, die Fragen nachhaltiger, auf die Menschen und Geschlechtergleichstellung ausgerichteter Entwicklung sowie wirtschaftlicher Gerechtigkeit wirklich anzusprechen; und

· für ernsthafte Maßnahmen der Regierungen zur Erfüllung der Millenniumsziele einzutreten.

Nichtregierungsorganisationen fordern:

· erhebliche Mittelerhöhungen und einen Zeitplan zur Erreichung des UN-Zieles von 0,7 % des BIP für Entwicklungshilfe;

· eine Verpflichtung zur Stabilisierung des internationalen Finanzsystems, einschließlich der Besteuerung von Devisenumsätzen;

· tragfähige Schuldenerleichterungen, die es verschuldeten Ländern ermöglichen, die Millenniumsziele zu erreichen;

· faire und transparente Schiedsverfahren für verschuldete Länder;

· Evaluierung der Auswirkung bestehender Rahmenregelungen für Handel und Investitionen auf die Armutsbekämpfung; und

· gleichberechtigte Beteiligung aller Länder in den globalen ökonomischen Entscheidungsgremien.
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